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Vorblatt 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

(Antrag der Abgeordneten Porzner, Offergeld r Frau 
Funcke, Schmidt [Kempten], Dr. Ritz und Genossen) 

A. Problem 

Nach dem Steuerberatungsgesetz vom 16. August 1961 bestehen 
innerhalb des steuerberatenden Berufs zwei Berufsgruppen, die 
Steuerberater und die Steuerbevollmächtigten. Für beide Berufs- 
gruppen wurden gleiche Pflichten begründet. Die Rechte der 
beiden Berufsgruppen wurden seit dem Inkrafttreten des Steuer- 
beratungsgesetzes immer stärker angenähert, so daß nunmehr 
außer der unterschiedlichen Berufsbezeichnung und den Vor- 
bildungsvoraussetzungen keine wesentlichen Unterschiede mehr 
bestehen. Die Beibehaltung zweier getrennter Berufsgruppen 
ist daher überflüssig. 


B. Lösung 

Der Entwurf sieht eine Zusammenführung der beiden Berufs- 
gruppen vor. Neubestellungen sollen künftig nur noch zu einem 
einheitlichen Beruf erfolgen. Für die bereits bestellten Berufs- 
angehörigen sieht der Entwurf Übergangsbestimmungen vor. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Dem Bund und den Ländern entstehen keine Kosten. 
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Antrag 

der Abgeordneten Porzner, Offergeld, Frau Funcke, 
Schmidt (Kempten), Dr. Ritz und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Steuerberatungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der 
Steuerberater und Steuerbevollmächtigten (Steuer- 
beratungsgesetz) vom 16. August 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1301), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung des Steuerberatungsgesetzes vom 
26. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1411), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Prüfung, Befreiung von der Prüfung, Wie- 
derholung der Prüfung" 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Prüfung als Steuerberater kann 
zweimal wiederholt werden." 

2. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§5 

Vorbildungsvoraussetzung für die Prüfung 

(1) Die Zulassung zur Prüfung als Steuer- 
berater setzt voraus, daß der Bewerber 


1. ein rechtswissenschaftliches, wirtschaftswis- 
senschaftliches oder anderes Hochschulstu- 
dium mit wirtschaftswissenschaftlicher Fach- 
richtung abgeschlossen hat und nach Ab- 
schluß des Studiums drei Jahre auf dem Ge- 
biet des Steuerwesens bei einer in § 23 be- 
zeichnten Person, Gesellschaft oder Ein- 
richtung hauptberuflich praktisch tätig gewe- 
sen ist oder 

2. nach Vollendung des achtzehnten Lebens- 
jahres mindestens zehn Jahre hauptberuf- 
lich auf dem Gebiet des Steuerwesens, da- 
von mindestens fünf Jahre als Mitarbeiter 
einer in § 23 bezeichneten Person, Gesell- 
schaft oder Einrichtung, tätig gewesen ist. 

(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 ent- 
fallen bei ehemaligen Beamten und Angestellten 
der Finanzverwaltung, die während der letzten 
zehn Jahre vor dem Ausscheiden aus dem 
Dienst mindestens fünf Jahre auf dem Gebiet 
des Steuerwesens als Sachgebietsleiter oder in 
mindestens gleichwertiger Stellung tätig gewe- 
sen sind." 


3. § 6 wird gestrichen. 


4. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Gemein- 
same" durch das Wort „Weitere" ersetzt. 
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b) In Absatz 2 Nr. 3 werden die Worte „oder 
Steuerbevollmächtigten 11 gestrichen. 

c) In Absatz 3 Nr. 1 werden die Worte „oder 
Steuerbevollmächtigter 1 ' gestrichen. 

5. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: j 

aa) Am Ende der Nummer 2 wird der Punkt ; 
durch einen Strichpunkt ersetzt. | 

bb) Nach der Nummer 2 wird folgende 
Nummer 3 angefügt: j 

„3. ehemalige Beamte und Angestellte ! 
der Finanzverwaltung, die während I 
der letzten fünfzehn Jahre vor dem 
Ausscheiden aus dem Dienst minde- 
stens zehn Jahre auf dem Gebiet 
des Steuerwesens als Sachbearbei- 
ter oder mindestens in gleichwerti- 
ger Stellung tätig gewesen sind." 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

6. ln § 8 a erhält Absatz 2 Satz 1 folgende Fassung: 

„Für die Prüfung hat der Bewerber bis zu 
einem von der bestellenden Behörde zu be- 
stimmenden Zeitpunkt eine Gebühr von drei- 
hundert Deutsche Mark an die bestellende Be- 
hörde zu zahlen," 

7. In § 9 wird Satz 2 gestrichen. 

! 

8. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „oder Steuer- 1 
bevollmächtigter" gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Vor der Aushändigung der Urkunde 
haben Steuerberater vor der obersten Lan- 
desbehörde die Versicherung abzugeben, 
daß sie die Pflichten eines Steuerberaters ge- 
wissenhaft erfüllen werden." 

j 

9. Nach § 10 wird folgender § 10 a eingefügt: j 

„§ 10 a 

Steuerbevollmächtigter j 

I 

Steuerbevollmächtigter ist, wer nach den ! 
Vorschriften dieses Gesetzes als solcher be- 
stellt ist.' 1 

10. In § 23 erhält der Satz 4 folgende Fassung: 

„Sie dürfen auch als Leiter von Buchstellen oder 
als Leiter oder als Angestellte von genossen- 
schaftlichen Prüfungsverbänden, genossenschaft- 
lichen Spitzenverbänden, genossenschaftlichen 
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Treuhandstellen oder überörtlichen Prüfungs- 
einrichtungen für Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts tätig werden. 11 

11. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,(1) Die Steuerberater und Steuerbevoll- 
mächtigten, die in einem Oberfinanzbezirk 
ihre berufliche Niederlassung haben, bilden 
eine Berufskammer. Die Berufskammer führt 
die Bezeichnung „Steuerberaterkammer". 1 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

12. § 32 erhält folgende Fassung: 

„§ 32 

Mitgliedschaft 

Mitglieder der Berufskammer sind außer 
Steuerberatern und Steuerbevollmächtigten 
auch die Mitglieder des Vorstandes, Geschäfts- 
führer oder vertretungsberechtigte persönlich 
haftende Gesellschafter von Steuerberatungs- 
gesellschaften, die nicht Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigte sind, sowie die Steuer- 
beratungsgesellschaften. " 

13. In § 33 Abs. 1 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Die Berufskammern können sich durch einen 
übereinstimmenden Beschluß der beteiligten 
Kammern für den Bereich mehrerer Oberfinanz- 
bezirke oder mehrerer Länder zu einer gemein- 
samen Berufskammer zusammenschließen.'' 


14. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Beiträge und Gebühren" 

b) Nach Absatz 1 wird der folgende neue Ab- 
satz 2 eingefügt: 

„(2) Die Berufskammern können für die 
Inanspruchnahme von besonderen Einrich- 
tungen oder Tätigkeiten Gebühren nach 
Maßgabe einer Gebührenordnung erheben. 
Die Gebührenordnung bedarf der Geneh- 
migung der Aufsichtsbehörde." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und 
erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Anspruch der Berufskammer auf 
Zahlung von Beiträgen und Gebühren unter- 
liegt der Verjährung. Auf die Verjährung 
finden die Vorschriften der Reichsabgaben- 
ordnung über die Verjährung der Steuern 
vom Einkommen und Vermögen entspre- 
chende Anwendung." 
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15. § 42 erhält folgende Fassung: 

■§ 42 

Bundeskammer 

(1) Die Berufskammern bilden eine Bundes- 
kammer. Diese führt die Bezeichnung „Bundes- 
steuerberaterkammer " . 

(2) Die Bundessteuerberaterkammer ist eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts. Ihr Sitz be- 
stimmt sich nach ihrer Satzung. 

i 

(3) Der Vorstand der Bundessteuerberater- 
kammer wird von den Berufskammern gewählt. 
Im übrigen gibt sich die Bundessteuerberater- j 
kammer ihre Satzung selbst. Die Satzung be- 
darf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 1 

16. § 43 erhält folgende Fassung: 

„§43 

Aufgabe der Bundessteuerberaterkammer 

Die Bundessteuerberaterkammer hat die Auf- 
gabe, die Belange des Berufs für das gesamte 
Bundesgebiet zu wahren und zu fördern, ins- ! 
besondere den Beruf gegenüber den Bundes- ! 
Organen zu vetreten." 

17. § 44 wird gestrichen. 

18. ln § 45 Abs. 2 wird das Wort „Bundeskam- 

mern" durch das Wort „Bundessteuerberater- 
kammer" ersetzt. : 

19. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „Be- ; 
rufskammer der Steuerberater und der Be- 
rufskammer der Steuerbevollmächtigten" t 
durch das Wort „Berufskammern" ersetzt. 1 

b) In Absatz 6 werden die Worte „Berufskam- ! 

mer der Steuerberater und der Berufskam- 
mer der Steuerbevollmächtigten" durch das i 
Wort „Berufskammern" und die Worte 
„Bundeskammer der Steuerberater und die | 
Bundeskammer der Steuerbevollmächtigten" 
durch das Wort „Bundessteuerberaterkam- j 
mer" ersetzt. ; 

| 

20. Der Überschrift des Sechsten Teils sind ein 
Beistrich und die Worte „Zusammenführung j 
der Berufe" anzufügen. 

i 

I 

21. Nach § 118 wird folgender § 118 a eingefügt: 

„§ 118a 

Bestellung als Steuerbevollmächtigter 

(1) Als Steuerbevollmächtigter darf nur be- 
stellt werden, wer die Prüfung als Steuerbevoll- 


mächtigter bestanden hat oder von der Prüfung 
befreit worden ist. 

(2) Ein Bewerber ist zur Prüfung als Steuer- 
bevollmächtigter zuzulassen, wenn er 

1. das Zeugnis der mittleren Reife besitzt oder 
nach zweijährigem Besuch einer staatlich an- 
erkannten Handelsschule oder einer gleich- 
wertigen Anstalt eine Abschlußprüfung be- 
standen oder sich auf andere Weise entspre- 
chende Kenntnisse erworben hat, 

2. eine ordnungsmäßige Lehrzeit im steuerbe- 
ratenden, wirtschaftsberatenden oder kauf- 
männischen Beruf mit Ablegung der Gehil- 
fenprüfung abgeschlossen oder eine als ge- 
eignet anerkannte Verwaltungsakademie 
oder gleichwertige Lehranstalt vier Semester 
besucht hat und 

3. nach Erfüllung der Voraussetzung zu Num- 
mer 2 vier Jahre auf dem Gebiet des Steuer- 
wesens hauptberuflich tätig gewesen ist. 

Bewerber, die die Vorbildungsvoraussetzung 
des § 5 Abs. 1 Nr. 1 erfüllen, dürfen nicht zur 
Prüfung als Steuerbevollmächtigter zugelassen 
werden. 

(3) Die Vorschriften über die Gebühren für Zu- 
lassung und Prüfung (§ 8 a) sind sinngemäß 
anzuwenden. Die Gebühr für die Prüfung als 
Steuerbevollmächtigter beträgt zweihundert 
Deutsche Mark. 

(4) Die Vorschriften der §§ 7, 9 und 10 sind 
bei der Bestellung als Steuerbevollmächtigter 
sinngemäß anzuwenden. Zuständige Behörde 
für die Bestellung (§ 9) und für die Entgegen- 
nahme der Versicherung nach § 10 Abs. 2 ist die 
Oberfinanzdirektion. 

(5) Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung als 
Steuerbevollmächtigter kann nur bis zum Ab- 
lauf des vierten Jahres nach Inkrafttreten der 
Absätze 1 bis 4 gestellt werden." 


22. Nach § 118 a wird folgender § 118 b eingefügt: 

„§ 118b 

Bestellung von Steuerbevollmächtigten 
zu Steuerberatern 

(1) Ein Steuerbevollmächtigter wird auf An- 
trag zum Steuerberater bestellt, wenn er 

1. die Teilnahme an einem von der zustän- 
digen Arbeitsgemeinschaft der Berufskam- 
mern durchgeführten Seminar nachweist; 

2. seinen Beruf als Steuerbevollmächtigter 
sechs Jahre hauptberuflich ausgeübt hat. 

(2) Für Steuerbevollmächtigte, die ein wirt- 
schaftswissenschaftliches oder juristisches Hoch- 
schulstudium abgeschlossen haben, verkürzt 
sich der in Absatz 1 Nr. 2 bezeichnete Zeitraum 
auf drei Jahre. 
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(3) Die in einem Oberfinanzbezirk gebildeten 
Berufskammern für Steuerberater und Steuer- 
bevollmächtigte werden zu einer Arbeitsge- 
meinschaft zusammengeschlossen. Die Arbeits- 
gemeinschaft hat die Aufgabe, das in Absatz 1 
Nr. 1 bezeichnete Seminar durchzuführen. 

(4) Gegenstand des Seminars sind folgende 
Gebiete: 

a) Bilanzierungsvorschriften des Aktiengeset- 
zes, 

b) Grundzüge der Finanzwissenschaft und der 
Volkswirtschaftslehre, 

c) aktuelle Fragen des Steuerrechts. 

(5) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, nach Anhörung der Bundeskammern 
(§ 42) durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Bestimmungen über Einzelhei- 
ten des Seminarstoffs sowie über Dauer und 
Durchführung des Seminars zu erlassen. 

(6) Der Antrag nach Absatz 1 kann frühe- 
stens mit Beginn des dritten Jahres und spä- 
testens bis zum Ablauf des zehnten Jahres nach 
Inkrafttreten der Absätze 1 bis 5 gestellt wer- 
den." 

23. Nach § 118 b wird folgender § 118 c eingefügt: 

„§ 118 c 

Zusammenschluß der Berufskammern, 
Wahl des Vorstands 

(1) Die Berufskammer im Sinne des § 31 
Abs. 1 ist Rechtsnachfolger der im Oberfinanz- 
bezirk bestehenden Berufskammer der Steuer- 
berater und Berufskammer der Steuerbevoll- 
mächtigten. Bis zur Wahl des neuen Vorstands 
besteht der Vorstand der Berufskammer aus 
den Vorstandsmitgliedern der bisherigen Be- 
rufskammer der Steuerberater und der bis- 
herigen Berufskammer der Steuerbevollmäch- 
tigten. 

(2) Die erste Mitgliederversammlung der 
Berufskammer im Sinne des § 31 Abs. 1 tritt 
spätestens am sechzigsten Tage nach dem In- 
krafttreten dieser Vorschrift zusammen. Sie 
wird durch die Präsidenten der bisherigen Be- 
rufskammern durch schriftliche Einladung einbe- 
rufen. Die Präsidenten der bisherigen Berufs- 
kammern führen bis zur Wahl der Präsidenten 
der Berufskammer den Vorsitz in der Mitglie- 
derversammlung. Stimmberechtigt sind alle Per- 
sonen, die im Zeitpunkt der Mitgliederversamm- 
lung als Steuerberater oder Steuerbevollmäch- 
tigte ihre berufliche Niederlassung im Ober- 
finanzbezirk haben. 

(3) Die erste Mitgliederversammlung hat den 
Vorstand der Berufskammer zu wählen." 


24. Nach § 118 c wird folgender § 118 d eingefügt: 

„ § 118 d 

Zusammenschluß der Bundeskammern, 
Wahl des Vorstands 

(1) Die Bundeskammer (§ 42) ist Rechtsnach- 
folger der Bundeskammer der Steuerberater 
und der Bundeskammer der Steuerbevollmäch- 
tigten. Bis zur Wahl des neuen Vorstandes be- 
steht der Vorstand der Bundeskammer aus den 
Vorstandsmitgliedern der bisherigen Bundes- 
kammern. 

(2) Die erste Mitgliederversammlung der 
Bundeskammer tritt spätestens am neunzigsten 
Tage nach dem Inkrafttreten dieser Vorschrift 
zusammen. Sie wird durch die Präsidenten der 
bisherigen Bundeskammern einberufen. Diese 
führen bis zur Wahl eines anderen Vorsitzen- 
den den Vorsitz in der Mitgliederversammlung. 

(3) Die erste Mitgliederversammlung hat den 
Vorstand der Bundeskammer zu wählen. 

(4) Solange die Mitgliederversammlung kein 
anderes Stimmenverhältnis beschließt, hat jede 
Berufskammer mindestens zwei Stimmen; Be- 
rufskammern mit mehr als neunhundert Mit- 
gliedern haben drei Stimmen." 

Artikel 2 

Ermächtigung zur Neubekanntmachung 
des Steuerberatungsgesetzes 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Steuerberatungsgesetzes unter 
Berücksichtigung der bisher zu diesem Gesetz ergan- 
genen Änderungen mit neuem Datum und in neuer 
Paragraphenfolge bekanntzumachen und dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 3 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Kalendertag 
des dritten Kalendermonats nach Verkündung in 
Kraft, soweit Absatz 2 nichts anderes bestimmt. 

(2) Artikel 1 Nr. 11, 12, 13, 15, 16, 17, 18, 19, 23, 
24 treten zwei Jahre nach dem in Absatz 1 bezeich- 
neten Inkrafttretenszeitpunkt in Kraft. 


Bonn, den 12. November 1970 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 1424 


Porzner 

Offergeld 

Dr. Arndt (Hamburg) 
Baeuchle 
Batz 
Bay 
Böhm 

Dr. von Bülow 
Dürr 
Faller 
Gnädinger 
Dr. Haack 
Haar (Stuttgart) 
Hermsdorf (Cuxhaven) 
Hörmann (Freiburg) 
Frau Huber 
Kern 
Lange 
Löbbert 
Löffler 

Frau Meermann 
Meinike (Oberhausen) 
Dr. Nölling 
Dr. Schachts chabel 
Frau Schanzenbach 
Scheu 
Frau Schlei 

Schmidt (Niederselters) 
Schoettle 
Schollmeyer 
Seefeld 

Sieglerschmidt 

Simon 

Spillecke 

Suck 

Welslau 

Wende 

Wienand 

Wolf 

Wolfram 

Wuwer 


Frau Funcke 
Schmidt (Kempten) 
Grüner 
Kirst 
Mertes 

Dr. Ritz 

von Alten-Nordheim 
Blank 
Bremer 

Dr. Burgbacher 
van Delden 
Ehnes 
Dr. Franz 
Dr. Freiwald 
Dr. Gatzen 
Dr. Götz 
Dr. Häfele 
Dr. Kotowski 
Krammig 
Leicht 

Müller (Berlin) 

Dr. Müller-Hermann 
Ott 

Frau Pieser 
Pohlmann 
Dr. Reinhard 
Schlee 

Schröder (Sellstedt) 
Schulhoff 
Dr. SchwÖrer 
Seilers 
Dr. Siemer 
Springorum 
Dr. Sprung 
Frau Stommel 
von Thadden 
Tobaben 
Frau Tübler 
Dr. Unland 
Vogt 
Ziegler 


5 



Drucksache VI/ 1424 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Begründung 


Mit dem Steuerberatungsgesetz des Jahres 1961 ist 
eine Rechtslage geschaffen worden, die den Steuer- 
beratern und den Steuerbevollmächtigten praktisch 
gleiche Rechte und Pflichten gewährt. Noch beste- 
hende Unterschiede in den Rechten beider Berufs- 
gruppen sind seit 1961 außerhalb des Steuerbera- 
tungsgesetzes weitgehend beseitigt worden. So 
wurde z. B. durch die Neufassung der Strafprozeß- 
ordnung festgelegt, daß Steuerbevollmächtigte eben- 
so wie Steuerberater zur Zeugnisverweigerung über 
das berechtigt sind, was ihnen in Ausübung ihres 
Berufs anvertraut oder bekanntgeworden ist. Durch 
Änderung der Abgabenordnung ist die bestehende 
Zurückweisungsmöglichkeit von Steuerbevollmäch- 
tigten vor Finanzgerichten und dem Bundesfinanzhof 
beseitigt und somit ebenfalls eine Gleichstellung mit 
den Steuerberatern herbeigeführt worden. Bei ge- 
setzlichen Neuregelungen seit Inkrafttreten des 
Steuerberatungsgesetzes hat der Gesetzgeber auf 
eine Gleichbehandlung von Steuerbevollmächtigten 
und Steuerberatern geachtet. 

Trotz der weitgehenden Annäherung der beiden Be- 
rufsgruppen bestehen für die Zulassung zur Prü- 
fung noch unterschiedliche Vorbildungsvorausset- 
zungen. 


Der vorliegende Gesetzentwurf will einen einheit- 
lichen Beruf unter der Berufsbezeichnung „Steuer- 
berater" schaffen. Für den Zugang zu diesem Beruf 
sind zwei gleichberechtigte Bildungswege vorge- 
sehen. Zur Prüfung als Steuerberater sollen künf- 
tig zugelassen werden: erstens Bewerber, die ent- 
weder ein wirtschaftswissenschaftliches oder rechts- 
wissenschaftliches Studium abgeschlossen haben und 
danach auf dem Gebiet des Steuerwesens drei Jahre 
hauptberuflich praktisch tätig gewesen sind, zwei- 
tens Bewerber ohne abgeschlossenes Hochschul- 
studium, die zehn Jahre hauptberuflich auf dem 
Gebiet des Steuerwesens tätig gewesen sind. 

Die Steuerbevollmächtigten erhalten im Rahmen von 
Übergangsvorschriften das Recht, die Bestellung als 
Steuerberater zu beantragen. Voraussetzung hierzu 
ist, daß sie bereits sechs Jahre — bei Steuerbevoll- 
mächtigten, die ein wirtschaftswissenschaftliches 
oder juristisches Hochschulstudium abgeschlossen 
haben, drei Jahre — ihren Beruf hauptberuflich aus- 
geübt haben. Außerdem ist der Besuch eines Semi- 
nars nachzuweisen. Die Berufskammern der Steuer- 
bevollmächtigten und der Steuerberater werden nach 
einer gewissen Übergangszeit zusammengeschlos- 
sen. 
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